
Art. 19 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

Andernfalls müßte aber im Lichte des Art. 8 Abs. 1 deren Ratifikation zu einer innerstaat­
lichen Wirkung fuhren. Diese erstreckt sich auf alle ihre Bestimmungen, also auch auf 
solche in Bereichen, die von der formellen Rechtsverfassung der DDR nicht erfaßt sind. 
Wegen ihrer Bedeutung sind somit die Grundrechte der politischen Konvention, die im 
formellen Verfassungsrecht der DDR nicht enthalten sind, zum Bestandteil ihrer materiel­
len Rechtsverfassung geworden (Siegfried Mampel, Zum Vergleich - die Verfassungsre­
form in der DDR, S. 375).

Mangels einer unabhängigen Instanz in der DDR, die über verfassungsrechtliche Zwei­
felsfragen verbindlich entscheiden könnte, muß die Frage der innerstaatlichen Wirksam­
keit der Beantwortung durch die Wissenschaft überlassen bleiben, und zwar der außer­
halb der DDR, weil die Rechtswissenschaft der DDR sich zu dieser heiklen Frage nicht frei 
äußern kann.

Das ist nicht nur von theoretischer, sondern auch von praktischer Bedeutung, wenn 
etwa von einem Gericht in der Bundesrepublik Deutschland über die Rechtmäßigkeit des 
Verlassens der DDR und damit über die Unrechtmäßigkeit ihrer Verhinderung durch An­
wendung physischer Gewalt entschieden werden muß.

44 b) Die angebliche Übereinstimmung der politischen Konvention mit der formellen 
Rechtsverfassung der DDR ergibt sich daraus, daß sie im Sinne der marxistisch-lenini­
stischen Grundrechtskonzeption interpretiert wird (so vor allem Hermann Klenner, 
Menschenrechte im Klassenkampf; Menschenrechte - Heuchelei und Wahrheit; Men­
schenrechte — Klassenrechte; Menschenrechte und Völkerrecht; aber auch Angelika 
Zschiedrich, Menschenrechte sind Klassenrechte, u. a.). Das führt dazu, daß die DDR 
meint, ihre Gesetzgebung und Praxis ständen mit der politischen Konvention in Einklang. 
Das kam vor allem im »Initial Report« der DDR an die Menschenrechtskommission der 
UN zum Ausdruck. Darin wurde sogar berichtet, daß die DDR in Befolgung des Art. 2 
Abs. 2 der politischen Konvention mit Rücksicht auf Art. 8 a.a.O. (u. a. Verbot der 
Zwangsarbeit) u. a. durch Wegfall des § 42 StGB mit dem Zweiten Strafrechtsänderungs­
gesetz vom 7. 4. 197716 die Arbeitserziehung als Strafe beseitigt hat.

In Wirklichkeit stehen zahlreiche Bestimmungen des einfachen Gesetzesrechts im Ge­
gensatz zur politischen Konvention. Ursächlich ist dafür vor allem, daß die DDR ihre ein­
fache Gesetzgebung so gestaltet hat, daß sie mit der Rechtsfigur des Erlaubnisvorbehalts 
arbeitet. Sie schränkt die Grundrechte, was in den verfassungsrechtlich vorgesehenen Fäl­
len erlaubt ist und mit der politischen Konvention im Einklang steht, so ein, daß sie 
grundsätzlich die grundrechtlich zulässige Betätigung verbietet und sie von einer Erlaub­
nis im Einzelfalle abhängig macht, anstatt daß sie sich vorbehält, im Einzelfalle aus legiti­
men Gründen, worunter auch Sicherheitsinteressen gehören können, eine Betätigung zu 
untersagen. Das gilt vor allem für die Meinungsfreiheit (s. Rz. 16 zu Art. 27), das Vereini­
gungsrecht (s. Rz. 10-20 zu Art. 28) und das Versammlungsrecht (s. Rz. 13, 14 zu 
Art. 29) (dazu im einzelnen Siegfried Mampel, Bemerkungen zum Bericht der DDR an 
das Menschenrechtskomitee der Vereinten Nationen).

45 3. Die DDR gehört zu den Unterzeichnern der Schlußakte der Konferenz über Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) vom 1. 8. 1975. In Abschnitt VII

16 GBl. I S. 100.
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